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Hauptversammlung 2021 der Biotest Aktiengesellschaft
Erlduterungen zu den Rechten der Aktionare

(nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 Aktiengesetz (AktG) i.V.m. § 1 Gesetz
iiber MaBnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Woh-
nungseigentumsrecht zur Bekampfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (CO-
VID-19-Gesetz) - verldngert durch die Verordnung zur Verlangerung von MaBnahmen im
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht zur Bekampfung der Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie vom 20. Oktober 2020 und gedndert durch Art. 11
des Gesetzes zu weiteren Verkiirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur An-
passung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-
und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020)

2. TAGESORDNUNGSERGANZUNGSVERLANGEN (§ 122 ABS. 2 AKTG)

Aktiondre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (das sind
EUR 1.978.572,60) oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien)
erreichen, kénnen verlangen, dass Gegenstdnde auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das
Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie
mindestens seit 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und
dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands Uber den Antrag halten.

Tagesordnungserganzungsverlangen muissen der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Ver-
sammlung, also bis zum 10. April 2021, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse zugehen:

Biotest AG
Vorstand
LandsteinerstraBe 5
63303 Dreieich

Bekanntzumachende Erganzungen der Tagesordnung werden - soweit sie nicht bereits mit der Ein-
berufung bekanntgemacht werden - unverziglich im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden
auBerdem unverziglich auf der Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse https://www.bio-
test.com/de/de/investor_relations/hauptversammlung_2021.cfm zuganglich gemacht.

Die diesen Aktiondrsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt:
8§ 122 Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug)

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktiondre, deren Anteile zusammen den
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des
Zwecks und der Griinde verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Sat-
zung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere
Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital kntpfen. Die Antragsteller
haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des
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Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vor-
stands Uber den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden.

(2) In gleicher Weise kdénnen Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass Ge-
genstdnde auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Ge-
genstand muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im
Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei bérsennotierten Gesell-
schaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht
mitzurechnen.

Die diesen Aktiondrsrechten zugrunde liegende Regelung des COVID-19-Gesetzes lautet wie folgt:

8 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europdische Gesell-
schaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)

(3) Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann der
Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung spatestens am 21. Tag vor dem Tag der Ver-
sammlung einzuberufen. Abweichend von § 123 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes hat
sich der Nachweis des Anteilsbesitzes bei bérsennotierten Gesellschaften auf den Beginn des
zwolften Tages vor der Versammlung zu beziehen und muss bei Inhaberaktien der Gesell-
schaft an die in der Einberufung hierflir mitgeteilte Adresse bis spatestens am vierten Tag
vor der Hauptversammlung zugehen, soweit der Vorstand in der Einberufung der Hauptver-
sammlung keine klrzere Frist flir den Zugang des Nachweises bei der Gesellschaft vorsieht;
abweichende Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich. Im Fall der Einberufung mit ver-
klrzter Frist nach Satz 1 hat die Mitteilung nach § 125 Absatz 1 Satz 1 des Aktiengeset-
zes spatestens zwdlf Tage vor der Versammlung und die Mitteilung nach § 125 Absatz 2 des
Aktiengesetzes hat an die zu Beginn des zwélften Tages vor der Hauptversammlung im Ak-
tienregister Eingetragenen zu erfolgen. Abweichend von § 122 Absatz 2 des Aktiengeset-
zes mussen Erganzungsverlangen im vorgenannten Fall mindestens 14 Tage vor der Ver-
sammlung der Gesellschaft zugehen.

2. Gegenantrdage und Wahlvorschldge (88 126 Abs. 1 und 127 AktG)

Dartber hinaus kénnen Aktionare der Gesellschaft Gegenantrédge gegen Vorschlage von Vorstand
und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschlage zur Wahl
eines Aufsichtsratsmitglieds oder des Abschlussprifers Gibersenden. Gegenantrage muissen mit einer
Begrindung versehen sein. Gegenantréage und Wahlvorschlage von Aktiondren sind ausschlieBlich
an die nachstehende Adresse zu richten. Anderweitig adressierte Gegenantrage und Wahlvorschlage
werden nicht berticksichtigt.

Biotest AG

Investor Relations

LandsteinerstraBe 5

63303 Dreieich

Telefax: +49-6103-80 13 47

oder per E-Mail an: HV2021@biotest.com

Innerhalb der gesetzlichen Frist, d. h. bis zum 26. April 2021, 24:00 Uhr (MESZ), eingehende, den
gesetzlichen Anforderungen entsprechende Gegenantrage und Wahlvorschlage werden auf der In-
ternetseite der Gesellschaft unter der Adresse https://www.biotest.com/de/de/investor_relati-
ons/hauptversammlung_2021.cfm zuganglich gemacht.

Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetseite ver-
offentlicht.


https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=123
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=123&x=1
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=123
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=123&x=4
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=125
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=122
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AKTG&p=122&x=2

Wahrend der virtuellen Hauptversammlung kénnen keine Gegenantrdage oder Wahlvorschlage ge-
stellt werden. Gegenantrage oder Wahlvorschlage von Aktionaren, die nach § 126 oder § 127 AktG
zuganglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende
oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionar ordnungsgemal legitimiert und zur Hauptver-
sammlung angemeldet ist.

Die diesen Aktionarsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch bestim-
men, unter welchen Voraussetzungen von einem Zuganglichmachen von Gegenantragen und Wahl-
vorschlagen abgesehen werden kann, lauten wie folgt:

8§ 126 Antrdage von Aktiondren

(1) Antrage von Aktionaren einschlieBlich des Namens des Aktionars, der Begriindung und einer
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berech-
tigten unter den dortigen Voraussetzungen zuganglich zu machen, wenn der Aktionar min-
destens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit
Begriindung an die in der Einberufung hierfir mitgeteilte Adresse Ubersandt hat. Der Tag
des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei bérsennotierten Gesellschaften hat das Zuganglich-
machen Uber die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begrindung brauchen nicht zuganglich gemacht zu werden,
1. soweit sich der Vorstand durch das Zuganglichmachen strafbar machen wiirde,

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptver-
sammlung fuhren wiirde,

3. wenn die Begrindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefiihrende
Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthdlt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestitzter Gegenantrag des Aktiondrs bereits zu
einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugdnglich gemacht worden ist,

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionars mit wesentlich gleicher Begrindung in den
letzten funf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft
nach § 125 zuganglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als
der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals fiir ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktiondr zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen
und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionar in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm
mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.

Die Begriindung braucht nicht zuganglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als
5.000 Zeichen betragt.

(3) Stellen mehrere Aktionare zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenantrage,
so kann der Vorstand die Gegenantrage und ihre Begriindungen zusammenfassen.

8§ 127 Wahlvorschldge von Aktiondren

Fur den Vorschlag eines Aktionars zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschluss-
prifern gilt § 126 sinngemdB. Der Wahlvorschlag braucht nicht begriindet zu werden. Der Vor-
stand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zuganglich zu machen, wenn der Vorschlag
nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthalt.



8 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europdische Gesell-
schaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Prasenz der Aktio-
nare oder ihrer Bevollmachtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern

1. die Bild- und Tonlbertragung der gesamten Versammlung erfolgt,

2. die Stimmrechtsausliibung der Aktionadre Uber elektronische Kommunikation (Briefwahl
oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung moglich ist,

3. den Aktionaren ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingerdumt
wird,

4. den Aktiondren, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgelibt haben, in Abweichung
von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erschei-
nens in der Hauptversammlung eine Mdéglichkeit zum Widerspruch gegen einen Be-
schluss der Hauptversammlung eingerdaumt wird.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemaBem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet;
er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spatestens einen Tag vor der Versammlung im Wege
elektronischer Kommunikation einzureichen sind. Antréage oder Wahlvorschlage von Aktionéaren,
die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes zuganglich zu machen sind, gelten als in der Ver-
sammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Ak-
tionar ordnungsgemas legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist.

3. Fragerecht nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz

Jedem Aktionar, der sich zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet hat, wird gemaB § 1 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz ein Recht, Fragen im Wege der elektronischen Kommunikation zu
stellen, eingeraumt. Der Vorstand hat vorgegeben, dass Fragen bis spatestens einen Tag vor der
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.

Fragen sind bis zum 10. Mai 2021, 00:00 Uhr (MESZ) lber das Biotest InvestorPortal auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter der Adresse www.biotest.com Uber die Seite "Investor Relati-
ons/Hauptversammlung 2021" einzureichen.

Der Vorstand wird nach pflichtgemaBem, freien Ermessen entscheiden, wie er Fragen beantwortet,
§ 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz.

Den Aktionaren wird in diesem Jahr gemdB § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz zwar die Teilnahme an der
virtuellen Hauptversammlung Uber elektronische Zuschaltung erméglicht. Uber das beschriebene
Fragerecht hinaus wird ihnen aber kein umfassendes Auskunfts- und Rederecht per Bild- und Ton-
Ubertragung eingeraumt.

Die diesen Aktionarsrechten zugrunde liegenden Regelungen des COVID-19-Gesetzes lauten wie
folgt:

8§ 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europdische Gesell-
schaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Prasenz der Aktio-
nare oder ihrer Bevollmachtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern

5. die Bild- und Tonubertragung der gesamten Versammlung erfolgt,
6. die Stimmrechtsausibung der Aktionare uber elektronische Kommunikation (Briefwahl
oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung moglich ist,



7. den Aktionaren ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeraumt
wird,

8. den Aktiondren, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgelibt haben, in Abweichung
von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erschei-
nens in der Hauptversammlung eine Mdéglichkeit zum Widerspruch gegen einen Be-
schluss der Hauptversammlung eingeraumt wird.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemaBem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwor-
tet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spatestens einen Tag vor der Versammlung im
Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.



	(i)
	2. Tagesordnungsergänzungsverlangen (§ 122 Abs. 2 AktG)
	§ 122 Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug)
	(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu rich...
	(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neue...
	§ 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)
	(3) Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann der Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung spätestens am 21. Tag vor dem Tag der Versammlung einzuberufen. Abweichend von § 123 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes...
	§ 126 Anträge von Aktionären
	(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der ...
	(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden,
	1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde,
	2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde,
	3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält,
	4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist,
	5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als de...
	6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder
	7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.
	Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.

	(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen.
	§ 127 Wahlvorschläge von Aktionären
	Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, w...
	§ 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)
	(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern
	1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,
	2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,
	3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt wird,
	4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss d...
	Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. Anträge oder Wahlvorschlä...
	§ 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europäische Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)
	(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern
	5. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,
	6. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,
	7. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt wird,
	8. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss d...
	Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.


